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Vernehmlassungsverfahren   
 

Parlamentarische Kommissionen 

Familiennachzug. Gleiche Regelung für Schutzbedürftige wie für vorläufig 
Aufgenommene 

Mit ihrem Vorentwurf schlägt die Kommission vor, das Asylgesetz so zu ändern, 
dass Personen mit dem Status der Schutzbedürftigkeit (S-Status) ihre Familien nach 
den gleichen Regeln nachziehen können wie vorläufig aufgenommene Ausländerin-
nen und Ausländer (F Status). Auch Schutzbedürftige sollen nach der Gewährung 
ihres Status bis zur Zusammenführung der Familie eine Frist von drei Jahren ab-
warten. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung soll den Bundesbehörden die Mög-
lichkeit eröffnen, Kriegsvertriebenen ohne Aussicht auf eine sofortige Heimkehr 
vorübergehenden Schutz zu gewähren, ohne dass das schweizerische Asylsystem 
mit zahlreichen individuellen Verfahren belastet wird. 

Datum der Eröffnung: 24. Januar 2019 

Vernehmlassungsfrist: 1. Mai 2019 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: Sekretariat SPK, 
Parlamentsdienste, 3003 Bern, Telefon 058 322 99 44, www.parlament.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 

5. Februar 2019 Bundeskanzlei  
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